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Die Spielräume der Finanzpolitik in Europa
sind angesichts teils hoher Defizite und Staats-
verschuldung, des Einflusses der Globalisie-
rung und der demografischen Entwicklung so-
wie der institutionellen Rahmenbedingungen
in Form des Stabilitäts- und Wachstumspakts
(SWP) deutlich eingeschränkt. Nichtsdesto-
trotz soll die Fiskalpolitik die im Rahmen der
Lissabon-Strategie geforderten Strukturrefor-
men auf den Güter- und Arbeitsmärkten er-
möglichen, um Wachstum und Beschäftigung
zu unterstützen. Vor diesem Hintergrund rückt
immer stärker die Frage in den Vordergrund,
wie sich angesichts der dargestellten Rahmen-
bedingungen die Qualität und Effizienz öf-
fentlicher Finanzen in Europa verbessern las-
sen. Diese Fragen wurden auch auf der im
Bundesministerium der Finanzen veranstalte-
ten Konferenz diskutiert. 

Herausforderungen für die europäische Fi-
nanzpolitik aus Sicht der Politik

Die Konferenz wurde von Thomas Mirow eröff-
net, der die Bedeutung der Qualitätsdimension
für die öffentlichen Finanzen insbesondere vor
dem Hintergrund des demografischen Wandels
und der verschuldeten Staatskassen betonte. Die
anstehenden Probleme könnten nur im Rahmen
einer effizienten Ausgabenpolitik gelöst wer-
den. Er forderte ein Umdenken dahingehend,
dass die Fiskalpolitik zukünftig stärker an den
Ergebnissen statt an der Ausgabenhöhe für ein-
zelne Politikfelder gemessen werde sollte. 

Peer Steinbrück teilte die Einschätzung über
die zunehmende Relevanz der Qualitätsdi-
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mension öffentlicher Finanzen. Politikmaß-
nahmen müssten stärker als bisher am Output
und nicht allein am Input gemessen werden.
Wären sich alle Politikbereiche ihrer Verant-
wortung auch angesichts der sich gegenwärtig
verbessernden Haushaltslage bewusst, könne
ein Wechsel von Vergangenheitsfinanzierung
zu mehr Zukunftsinvestition stattfinden. Ein
solcher Schritt bedürfe der Definition gemein-
samer Vorrangig- und Nachrangigkeiten, um
aufkommende Begehrlichkeiten im Rahmen
einer Prioritätenliste abzuwehren. 

Anschließend führte Joaquín Almunia aus,
dass die derzeit günstige wirtschaftliche Lage
genutzt werden solle, die öffentlichen Haus-
halte zu konsolidieren und nötige Strukturre-
formen umzusetzen. Da die demografischen
Entwicklungen in den Gesellschaften Europas
die öffentlichen Haushalte auf mittlere Sicht
stark belasten werden, sei dies umso dringli-
cher. Almunia zeigte sich überzeugt, dass
durch eine höhere Effizienz öffentlichen Han-
delns, die Verbindung von wachstumsförder-
licher Politik bei gleichzeitiger Konsolidie-
rung gelingen könne. 

Im Rahmen der anschließenden Podiumsdis-
kussion wurde deutlich, dass die Positionen
von Almunia und Steinbrück nicht weit von-
einander entfernt lagen. Beide lehnten den
Aufbau einer weiteren supranationalen Insti-
tution zur Überwachung der Qualitätssiche-
rung öffentlicher Finanzen ab und verwiesen
auf die Rolle der nationalen Parlamente, der
Rechnungshöfe sowie der bestehenden Re-
geln des SWP.

Die Qualität öffentlicher Finanzen im Rah-
men der Lissabon Ziele 

Am ersten Konferenztag wurden Möglichkei-
ten diskutiert, im Rahmen mit strukturellen
Reformen die Qualität der öffentlichen Finan-
zen zu erhöhen und die Lissabon-Strategie für
Wachstum und Beschäftigung zu unterstüt-
zen. 

Roberto Perotti machte in seinem Impulsrefe-
rat deutlich, dass aus wissenschaftlicher Pers-
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pektive weiterhin eine große Unsicherheit
über die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen
von Fiskalpolitik bestehe, wenngleich die
Multiplikatoreffekte staatlicher Ausgaben in
der Öffentlichkeit häufig überschätzt werden. 

Ist eine Konsolidierung der Staatsfinanzen bei
gleichzeitiger Durchführung von Strukturre-
formen möglich?

Manmohan S. Kumar konzentrierte sich in
seiner Studie auf die makroökonomischen Ef-
fekte von fiskalischer Konsolidierungspolitik
bei gleichzeitiger Implementierung strukturel-
ler Reformen. Dabei berücksichtigte er insbe-
sondere den Alterungsprozess in Europa. Ku-
mar kam zu dem Ergebnis, dass es aufgrund
kurzfristig adverser Effekte zwar politisch
schwierig sei, fiskalische Konsolidierung und
die im Rahmen der Lissabon-Strategie gefor-
derten Strukturreformen auf den Güter- und
Arbeitsmärkten gleichzeitig zu verfolgen. Al-
lerdings würden die kurzfristig entstehenden
Kosten auf mittlere Sicht durch höheren Nut-
zen kompensiert werden. Die Möglichkeit ei-
ner simultanen Umsetzung von fiskalischer
Konsolidierung und Strukturreformen wurde
von Hans Vijlbrief stark bezweifelt. Es sprä-
chen polit-ökonomische Argumente wie zum
Beispiel die häufig kurzfristig auf Wieder-
wahl ausgerichtete Politik gegen die Realisie-
rung einer solchen Verbindung. 

Alessandro Turrini und Werner Röger ver-
suchten in ihrem Beitrag zu klären, welche
Faktoren die Beziehung zwischen der fiskali-
schen Konsolidierung und der Durchführung
von Strukturreformen bestimmen. Besondere
Berücksichtigung fanden hierbei die Kriterien
des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Im Rah-
men eines formalen Models zeigten sie, dass
in Abhängigkeit von der Weitsichtigkeit von
Regierungen strukturelle Reformen fiskali-
sche Disziplin entweder ersetzen oder ergän-
zen könnten. Das Modell wurde im Rahmen
einer Panelanalyse empirisch getestet. Die Er-
gebnisse machten deutlich, dass die Einfüh-
rung der Maastricht Kriterien die Wahr-
scheinlichkeit der Durchführung von

Arbeitsmarktreformen im Durchschnitt nicht
beeinflusst habe. Jedoch hätten sie einen posi-
tiven und signifikanten Effekt auf jene Länder
gehabt, in denen Wahlen bevorstanden. Gé-
rard Belet kritisierte, dass die Komplexität
struktureller Reformen von den Autoren ver-
nachlässigt werde. Abgesehen von der
Schwierigkeit in der Definition einer struktu-
rellen Reform, treffe beispielsweise die An-
nahme, dass die Implementierung strukturel-
ler Reformen auf kurze Sicht hohe Kosten
verursachen würde, nicht auf alle Reformen
(in gleichem Maße) zu. 

Die kurz- und langfristigen Effekte von Struk-
turreformen auf die Fiskalpolitik wurden in
dem Beitrag von Boris Cournède empirisch
untersucht. Er kam zu dem Ergebnis, dass die
im Zuge struktureller Reformen anfallenden
Kosten verglichen mit dem langfristigen Nut-
zen gering seien. Als Gründe, weshalb trotz
der positiven Auswirkungen nicht deutlich
mehr strukturelle Reformen in Europa verab-
schiedet werden, nannte er unter anderem das
kurzfristige Denken in der Politik. Eine Lö-
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sung für dieses Problem sei, die Regierungen
im Rahmen des SWP verbindlich auf mittel-
fristig ausgerichtete fiskalpolitische Ziele zu
verpflichten. An dieser Untersuchung kriti-
sierte Helmut Harres, dass Cournède die De-
finition von Strukturreformen nicht deutlich
mache. Die Studie vernachlässige zudem die
Berücksichtigung unmittelbarer Auswirkun-
gen von Reformen. Harres hielt die Annahme,
dass die Durchführung von Strukturreformen
auf kurze Sicht mit hohen Kosten verbunden
sei für wenig plausibel. Seiner Einschätzung
nach fielen die Kosten vielmehr mittelfristig
an. 

Stärker auf die Performanz von Politiksyste-
men zielte der Beitrag von Martin Heipertz
ab, der die europäischen Wirtschafts- und So-
zialmodelle bezüglich der Erzielung wirt-
schaftlicher und sozialer Ziele verglich und
bewertete. Auf Basis von Korrelationsdia-
grammen wurden die öffentlichen Ausgaben
unter anderem gegenüber Wachstumsperfor-
manz, PISA-Bildungsergebnissen und Gini-
Koeffizienten abgetragen. Heipertz betonte,
dass diese Darstellungen keine kausalen Zu-
sammenhänge wiedergeben würden. Er nutzte
sie allerdings als Benchmark und leitete dar-
aus Schlussfolgerungen hinsichtlich der Per-
formanz der unterschiedlichen Wirtschafts-
und Sozialmodelle ab. Die Ergebnisse lassen
sich dahingehend zusammenfassen, dass die
Höhe der öffentlichen Ausgaben nicht
(zwangsläufig) die Qualität der Politik be-
stimme und dass umfangreiche Reformen in
der Fiskalpolitik, auf den Arbeits-, Produkt-
und Finanzmärkten nötig seien, um die Effizi-
enz und Effektivität zu erhöhen. Giacomo
Corneo bemängelte, dass Heipertz’ Ansatz
erstens Schwächen in der Begriffsklärung von
Wirtschafts- und Sozialmodellen aufweise.
Zudem bliebe unklar, ob Reform die Verände-
rung eines Modells oder den Übergang von
einem Modell in ein anderes Modell bedeute.
Zweitens kritisierte er, dass das Papier deutli-
che Schwächen in der empirischen Umset-
zung aufweise. Der Autor verwende weder
einen einheitlichen Zeitrahmen für alle Poli-
tikfelder, noch untersuche er in allen Politik-

feldern dieselben Länder. Da die empirische
Analyse keine kausalen Zusammenhänge ab-
bilde, bestünde auch keine Möglichkeit, dar-
aus politische Implikationen abzuleiten.
Drittens kritisierte Corneo, dass die Studie
eine große Anzahl von in der Literatur disku-
tierten sozio-ökonomischen Faktoren (wie
zum Beispiel Gesundheitsqualität, Sicherheit
und Chancengleichheit der Bürger) nicht be-
rücksichtige.

Roel Beetsma untersuchte die Interdependenz
der Fiskalpolitiken in der Europäischen Union
im Rahmen einer empirischen Analyse mit
Hilfe von prognostizierten fiskalpolitischen
Daten. Letztere spiegelten besser die Intentio-
nen der Politiker wider als nachträglich ange-
passte Daten, die ihrerseits Reaktionen auf
unerwartete Entwicklungen berücksichtigten.
Beetsma fand empirische Evidenz dafür, dass
die Fiskalpolitiken in Europa interdependent
seien. Jedoch gelte dies nicht für alle Volks-
wirtschaften in gleichem Maße: die großen
Länder beeinflussten die Fiskalpolitik der
kleinen Länder, nicht jedoch umgekehrt. Als
deutliche Schwäche des Ansatzes kritisierte
Daniele Franco die Verwendung von prog-
nostizierten Daten. Daraus ließen sich nicht
zwangsläufig die Absichten der Politiker ab-
lesen, da sie vielfach auch Lippenbekennt-
nisse der Politiker (zum Beispiel in Richtung
der Europäischen Union hinsichtlich der Ein-
haltung des SWP) beinhalteten. Stattdessen
verdeutlichten sich die wahren Präferenzen
erst als Reaktion auf unerwartet eintretende
Ereignisse. 

Schwierigkeiten in der Messung von Effizienz
im öffentlichen Sektor

Am zweiten Konferenztag standen Effizienz
und Leistungsfähigkeit der öffentlichen Sek-
toren im Mittelpunkt. Vito Tanzi machte in
seinem Impulsreferat deutlich, dass das Steu-
eraufkommen erst im Zuge der Einführung
der Mehrwert- und Einkommensteuern in den
60er Jahren des 20. Jahrhunderts deutlich an-
gestiegen seien. Diese Entwicklung wurde
erst im Laufe der immer stärker werdenden
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Verzahnung der Volkswirtschaften und des
zunehmenden Steuerwettbewerbs aufgehal-
ten werden. Auf diesen Überlegungen aufbau-
end stellte Tanzi die Frage nach der Rolle des
Staates im 21. Jahrhundert. Er forderte, dass
der Staat zwar Marktversagen korrigieren,
nicht aber die Märkte gänzlich ersetzen sollte.
Stattdessen müsse er sich auf seine wesentli-
chen Aufgaben beschränken; die öffentlichen
Haushalte stärker nachhaltig und effizient
ausrichten. 

Den Einfluss von Institutionen zur Verbesse-
rung der Effizienz im öffentlichen Sektor
stellte Teresa Curristine in den Mittelpunkt
ihres Vortrags. Sie arbeitete heraus, dass ins-
besondere politische Dezentralisierung und
Maßnahmen im Personalmanagement die Ef-
fizienz erhöhen könnten. Allerdings erschwere
ein großer Mangel an Daten eine systemati-
sche Evaluation. Die Auswertung von Fallstu-
dien und OECD-Fragebögen mache deutlich,
dass die Länder durchaus Vorteile aus der
Verwendung von Performanzinformationen
ziehen könnten. Diese resultierten in der Über-
wachung und Kontrolle, was wiederum dazu
beitrage, die Performanz zu erhöhen. Joe
Grice verdeutlichte, dass die Schwierigkeiten
bei der Messung von Qualität öffentlicher
Ausgaben nicht in der Quantifizierung des In-
puts von Politikmaßnahmen, sondern in der
Quantifizierung des Outputs bestünden. Er be-
mängelte, dass die im Vortrag erwähnten Indi-
katoren keine Rückschlüsse auf die Qualität
der Leistungen zuließen. Darüber hinaus
stellte er fest, dass ein großer Nachholbedarf
in der Vermittlung von Qualitätsindikatoren
an die Politik bestehe. 

Miguel St. Aubyn präsentierte ein gemeinsam
mit António Afonso verfasstes Papier, das sich
mit der Beurteilung von Gesundheitseffizienz
in OECD-Ländern beschäftigte. Die Autoren
untersuchten im Rahmen einer empirischen
Studie, wie sich Outputfaktoren von Gesund-
heitssystemen (Lebenserwartung, Kinder-
sterblichkeitsrate etc.) gegenüber im Gesund-
heitssystem verwendeten Inputfaktoren
(Anzahl an Medizinern etc.) sowie weiteren

Umweltfaktoren (Wohlstands- und Bildungs-
niveau, Ess- und Rauchgewohnheiten) verhal-
ten. Sie stellten fest, dass die Ineffizienz in
diesem Bereich ziemlich hoch sei: Länder
könnten bei gleichbleibenden Mitteleinsatz
ihre Performanz um 40 Prozent erhöhen. Al-
lerdings ließe sich ein Großteil der Unter-
schiede auf die Kontrollfaktoren (BIP pro
Kopf, Bildungsniveau und das Gesundheitsbe-
wusstsein in der Bevölkerung) zurückführen.
Karsten Wendorff kritisierte, dass es auf Basis
der empirischen Analyse nicht möglich sei,
politische Implikationen abzuleiten. Die Ana-
lyse liefere lediglich Aussagen über relative
Effizienz, das heißt Effizienz, die im Verhält-
nis zur Situation im effizientesten Land ausge-
drückt werde. Die verwendeten Indikatoren
stellten darüber hinaus eine extreme Vereinfa-
chung des Gesundheitssektors dar. In
Deutschland beispielsweise fokussierte sich
die Reformdiskussion auf Aspekte (unter an-
derem Wettbewerb der Krankenkassen,
steuer- versus beitragsfinanzierte Versiche-
rung), die in der Analyse vollständig ausge-
blendet würden.

Zur Messung von Performanz im öffentlichen
Sektor

Gerd Schwartz analysierte in seinem Vortrag
die fiskalische Konsolidierung in den mittel-
und osteuropäischen EU-Beitrittsländern so-
wie die Rolle, welche die Europäische Union
bei der Unterstützung dieser Reformpolitik
einnehme. Er kam zu dem Ergebnis, dass die
fiskalische Konsolidierung nicht notwen-
digerweise die (öffentlichen) Investitionen
eingeschränkt habe. Da die im Rahmen der
europäischen Regionalpolitik finanzierten
Maßnahmen auf kurze Sicht zu einer Belas-
tung der Fiskalpolitik führten, sei jedoch eine
Prioritätenliste zur Auswahl der zu finanzie-
renden Projekte notwendig. Zur Überprüfung
der Schlussfolgerungen empfahl Lorenzo Co-
dogno Schwarz, die Ergebnisse im Rahmen
einer empirischen Untersuchung zu testen.
Außerdem sollte eine sequenzielle Analyse
der Politikmaßnahmen hinzugefügt werden,
um zu berücksichtigen, ob die Reformen in
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wirtschaftlich guten oder schlechten Zeiten
unternommen wurden. Bezüglich des Aus-
blicks verwies er auf Perottis Impulsreferat
und betonte, wie schwierig es sei, den Bei-
trittsländern klare fiskalpolitische Handlungs-
empfehlungen zu geben. 

Jürgen Stark machte deutlich, dass das Inter-
esse der Zentralbanken an der Fiskalpolitik auf
kurze Sicht in der budgetären Konsolidierung
und auf lange Sicht in der Nachhaltigkeit öf-
fentlicher Finanzen bestehe. Konsens sei, dass
sich die Fiskalpolitik heute auf Kernkompe-
tenzen konzentrieren müsse und diese effizient
erzielt werden sollten. Dabei machte Stark
deutlich, dass nicht zwangsläufig die Höhe der
Ausgaben für die Qualität der Ausgaben ent-
scheidend sei. In einer stilisierten Analyse lei-
tete er eine optimale Ausgabenquote von 30
bis 35 Prozent des BIP her. Diese Quote gelte
als Benchmark und sei ausreichend, um die
wichtigsten Ziele zu erreichen und gleichzeitig
genügend Spielraum für Anpassungsprozesse
zu haben. Außerdem forderte er ebenfalls die
Anfertigung einer Prioritätenliste um ver-
stärkt nachhaltige Aufgaben zu finanzieren. 

Der Einfluss von Föderalstaaten auf die Per-
formanz öffentlicher Finanzen 

Im Anschluss daran folgten zwei Beiträge,
welche die Effizienzaspekte in Föderalstaa-
ten thematisierten. Zunächst zeigte Christos
Kotsogiannis im Rahmen eines formalen Mo-
dells, dass Finanzausgleichsysteme in Föde-
ralstaaten die Vergleichbarkeit zwischen den
Gebietskörperschaften erschwerten. Sie führ-
ten zu falschen fiskalischen Anreizen der Ge-
bietskörperschaften und verminderten deren
Verantwortlichkeit. Einige dem Modell zu-
grundeliegenden Annahmen hielt Peter Part
für unrealistisch. Beispielsweise sei es nicht
nachvollziehbar, dass alle Länder dasselbe
Niveau an öffentlichen Gütern anstrebten und
dass die Wählerschaft ein unbegrenztes Inter-
esse an öffentlichen Gütern habe. Zudem wies
er darauf hin, dass das Modell kaum Gemein-

samkeiten mit dem in Österreich angewende-
ten Finanzausgleichsystem aufweise. 

Schließlich untersuchte Lars Feld im Rahmen
einer Panelanalyse im Falle der Schweizer
Kantone den Einfluss von unterschiedlichen fö-
deralen Steuerungselementen auf das BIP pro
Kopf. Er kam zu dem Ergebnis, dass die Inten-
sität des Steuerwettbewerbs zumindest nicht
schädlich für das Wirtschaftswachstum sei.
Darüber hinaus habe die Fragmentierung der
Kantone in Gemeinden keinen Einfluss auf die
Entwicklung des realen BIP. Dies impliziere,
dass Größenvorteile (‚economies of scale’)
nicht notwendigerweise ein gutes Argument für
eine Zusammenlegung von Gemeinden seien.

Fazit

Abschließend wurden im Rahmen einer Pa-
neldiskussion die zentralen Ergebnisse der
Konferenz zusammengetragen. Die Teilneh-
mer waren sich einig, dass aufgrund der ange-
spannten Haushaltslagen in der Europäischen
Union, der verstärkten Internationalisierung
der Volkswirtschaften und der demografi-
schen Entwicklungen in Europa verstärkt die
Qualität und nicht die Quantität der öffentli-
chen Güter berücksichtigt werden müsse. Die
Ergebnisse der Studien zeigten, dass Effizi-
enzsteigerungen auch bei geringerem Mitte-
leinsatz möglich und nötig seien. Des
Weiteren bestand unter den Teilnehmern ein
Konsens, dass die Fiskalpolitik nachhaltig
ausgerichtet und langfristigen Zielen ver-
pflichtet sein sollte. Die Zusammenstellung
einer Prioritätenliste könnte dabei behilflich
sein. Eine leichte Uneinigkeit bestand ledig-
lich hinsichtlich der Frage, wie die Nachhal-
tigkeit von Fiskalpolitik gesichert werden
könnte. Während Christian Kastrop auf die
Aufgabe der Parlamente verwies, konnte sich
Ludger Schuknecht auch eine Delegation von
fiskalpolitischen (Teil-)Aufgaben an ein un-
abhängiges Komitee vorstellen.


